
Einlegung und Begründung der Berufung zwei Wochen 
beträgt, wobei die Berufungsschrift gemäß § 518 Abs. 2 
Ziff. 3 ZPO die Berufungsbegründung bereits enthalten 
muß.

Die Arbeitsgerichte der Deutschen Demokratischen 
Republik haben die Rechtsmittelbelehrung dement­
sprechend zu erteilen.
A n m e r k u n g :  ,

Die vorstehende Richtlinie ist ein erneutes Beispiel 
der erfreulichen Promptheit, mit der das Oberste Ge­
richt seine Aufgabe der Sorge für die einheitliche An­
wendung und Auslegung der Gesetze durch die unteren 
Gerichte erfüllt. Erst in Nr. 8 dieser Zeitschrift vom
20. April 1953 hatte H. Z i e g l e r  aus der Praxis des 
Senats für Arbeitsgerichtssachen auf den untragbaren 
Zustand hingewiesen, der darin lag, daß die damaligen 
Landesarbeitsgerichte hinsichtlich der Fristen für die 
Berufungsbegründung entgegengesetzte Auffassungen 
vertraten. Genau einen Monat später hat das OG mit 
der obigen Richtlinie vom 20. Mai 1953 diesem Zustande 
ein Ende gemacht und die zutreffende Gesetzesanwen­
dung mit bindender Wirkung für die neuen Bezirks­
arbeitsgerichte (§ 58 GVG) festgestellt.

Die Bedeutung dieser Richtlinie geht' jedoch über die 
für die Arbeitsgerichtsbarkeit bestimmte Feststellung, 
daß die innerhalb der zweiwöchigen Berufungsfrist ein­
zulegende Berufung bereits die Berufungsbegründung 
enthalten muß, noch hinaus. Aus ihr ergibt sich näm­
lich auch eine schwerwiegende Schlußfolgerung für die 
Formalien der Berufung in den übrigen Zivilsachen, 
und es ist der Zweck dieser Anmerkung, h i e r a u f  
m i t  d e m  g e b o t e n e n  N a c h d r u c k  h i n z u ­
w e i s e n .

Es ist bekannt, daß die Bestrebungen, den uferlos 
gewordenen Zivilprozeß zu konzentrieren und zu be­
schleunigen, schon im imperialistischen Deutschland 
begonnen haben, da die unabsehbare Prozeßdauer auch 
die Interessen der damals herrschenden Klasse zu 
beeinträchtigen anfing. Nachdem ursprünglich eine 
besondere Berufungsbegründung überhaupt nicht ver­
langt wurde und die Parteien Angriffs- und Verteidi­
gungsmittel bis zur letzten Verhandlung der zweiten 
Instanz Vorbringen konnten, wurde durch die Zivil­
prozeßnovelle von 1924 eine einmonatige Berufungs­
begründungsfrist, beginnend mit der Einlegung der Be­
rufung, eingeführt und wurden die an die Berufungs­
begründung gestellten Anforderungen durch die No­
velle von 1933 verschärft. Die 4. VereinfVO von 1943 
tat einen weiteren Schritt in dieser Richtung, indem 
sie vorschrieb, daß die Berufungsbegründung bereits 
in der Berufungsschrift enthalten sein müsse. Diese 
Entwicklung vollzog sich gegen den heftigen Wider­
stand der Anwaltschaft, welche die ihr durch die Re­
form naturgemäß zufallende größere Verantwortung 
für die konzentrierte Prozeßführung nicht tragen wollte. 
Auf die aus dieser Richtung kommenden Einflüsse war 
es denn auch zurückzuführen, daß das ehemalige Reichs­
gericht die klare Vorschrift des § 518 ZPO in der 
Fassung der 4. VereinfVO umgehend „verwässerte“ und 
sich entgegen der Bestimmung, daß die Berufungs­
schrift die Berufüngsbegründung enthalten müsse, da­
hin aussprach, daß es genüge, wenn „die Begründung 
in einem besonderen Schriftsatz innerhalb der Be­
rufungsfrist nachgereicht oder auch unter mehrere 
fristmäßig eingereichte Schriftsätze verteilt“ werde. 
Dieser Grundsatz ist teilweise noch bis heute ange­
wandt worden.

Da § 64 Abs. 2 AGG auf die Vorschriften der Zivil­
prozeßordnung verweist, hatte das OG mit der obigen 
Richtlinie nunmehr Gelegenheit, sich auch über die 
Anwendung der Vorschrift des § 518 ZPO bindend aus­
zusprechen. Nach der parallel laufenden Rechtsprechung 
des OG in Strafsachen (vgl. OG in NJ 1953 S. 145) ist 
es keine Überraschung und entspricht durchaus dem 
Prinzip der auch im Zivilprozeß notwendigen Beschleu­
nigung, wenn das OG nunmehr ausdrücklich erklärt, 
„daß die Berufungsbegründung ein Bestandteil der Be­
rufungsschrift sein muß“.

Demnach wird also in Zukunft eine Berufung, die 
lediglich die Erklärung der Berufungseinlegung und 
die Berufungsanträge enthält, auch dann wegen Nicht­
einhaltung der Formvorschrift des § 518 ZPO als un­
zulässig verworfen werden müssen, wenn die „Gründe

der Anfechtung sowie die bestimmte Bezeichnung der 
neuen Tatsachen . . ., welche die Partei zur Recht­
fertigung ihrer Berufung anzuführen hat“, noch inner­
halb der Berufungsfrist nachgereicht werden. Das 
schließt, sofern nur die Berufungsschrift eine Begrün­
dung im obigen Sinne enthält, nicht aus, daß die Be­
gründung vor oder auch nach Ablauf der Berufungs­
frist noch ergänzt wird. Da die Berufungsfrist in 
Zivilsachen nach unseren heutigen, insbesondere durch 
den neuen Strafprozeß geformten Begriffen immer 
noch außergewöhnlich lang ist, kann die Einhaltung 
der vom OG geforderten Form bei sorgfältiger Prozeß­
führung keine unüberwindlichen Schwierigkeiten be­
reiten.

In der Richtlinie weist das OG darauf hin, daß es 
gerade der jetzige Zeitpunkt, nämlich die Errichtung 
der neuen Bezirksarbeitsgerichte durch die VO vom 
30. April 1953, besonders notwendig gemacht habe, den 
Rechtszustand hinsichtlich der Form der Berufung ein­
heitlich festzustellen. Dieser Gedanke kann im Zu­
sammenhang mit den oben behandelten Auswirkungen 
der Richtlinie auf die Zivilgerichtsbarkeit noch weiter 
ausgesponnen werden: gerade der jetzige Zeitpunkt, 
d. h. die Neuorganisation unserer Anwaltschaft durch 
die VO vom 15. Mai 1953, ist der geeignete Augenblick, 
um einen Rechtszustand einzuführen, der an die Ver­
antwortung unserer Anwälte, an ihre Bereitschaft zur 
Mitwirkung an der Erreichung des wichtigen Zieles der 
Prozeßbeschleunigung höhere Anforderungen stellt.

Prof. Dr. N a t h a n

II. Entscheidun gen 
des Obersten Gerichts 

Zivilrecht und Familienrecht
§§ 43, 49 EheG.
1. Die Behinderung der gesellschaftspolitischen Be­

tätigung eines Ehegatten durch den anderen stellt eine 
schwere Eheverfehlung dar.

2. Ein ehelicher Verkehr ist nicht immer als Ver­
zeihung einer Eheverfehlung aufzufassen.

OG, Urt. vom 13. April 1953 — 1 Zz 17/53.
Die Beteiligten haben am 3. August 1946 miteinander die Ehe 

geschlossen. Das gemeinsame Kind ist am 30. Dezember 1944 
geboren.

Im März 1951 hat der Kläger beim Amtsgericht E. Klage auf 
Scheidung der Ehe aus beiderseitigem Verschulden beantragt. 
Er hat behauptet, daß die Verklagte zänkisch veranlagt und 
dadurch die Ehe tief zerrüttet sei.

Die Verklagte hat Klageabweisung beantragt und die Be­
hauptung des Klägers bestritten.

Mit Urteil des Amtsgerichts ist die Klage abgewiesen worden. 
Das Amtsgericht hat keine Eheverfehlung im Sinne von § 43 
EheG feststellen können.

Gegen dieses Urteil hat der Kläger Berufung eingelegt und 
beantragt, nach dem Klageantrag zu erkennen.

Er hat vorgetragen, daß schon vor dem letzten ehelichen 
Verkehr Differenzen wegen seiner politischen Betätigung be­
standen hätten. So habe die Verklagte anläßlich eines vom 
Kläger besuchten Lehrganges der FDJ, der einige Wochen ver­
längert werden sollte, an die Schulleitung einen Brief geschrie­
ben, in welchem sie mit Scheidung gedroht habe, falls der 
Kläger den Lehrgang noch über das ursprünglich festgesetzte 
Lehrgangsende hinaus besuche. Als der Kläger nach Beendi­
gung des Lehrganges als hauptamtlicher Funktionär der FDJ 
eingesetzt werden sollte, habe sie ebenfalls mit Scheidung ge­
droht, falls er die Funktion annehme.

Die Verklagte hat in erster Linie Zurückweisung der Be­
rufung und in zweiter Linie für den Fall der Scheidung der 
Ehe beantragt, ein überwiegendes Verschulden des Klägers 
festzustellen.

Sie hat erklärt, daß sie den Kläger nicht von seiner politi­
schen Arbeit habe abhalten wollen. Ihr sei nur daran gelegen 
gewesen, ein glückliches Eheleben zu führen. Sie habe sien 
auch bereit erklärt, dem Kläger bei seiner Arbeit zu helfen. 
Im übrigen sei ihr Verhalten durch späteren ehelichen Ver­
kehr verziehen. Das Verhältnis zwischen den Parteien sei erst 
getrübt worden, seitdem der Kläger sich mit Fräulein K. in 
ehewidrige Beziehungen eingelassen habe.

Nach der Vernehmung zweier Zeugen hat das Bezirksgericht 
die Berufung des Klägers als unbegründet zurückgewiesen. Es 
stellt fest, daß der letzte eheliche Verkehr am 10. März 1951 
stattgefunden und der Kläger alle erörterten Eheverfehlungen 
verziehen habe. Es sei nicht festzustellen, daß die Verklagte 
über den 10. März 1951 hinaus ihr Verhalten fortgesetzt habe. 
Da die Berufung zurückgewiesen wurde, sei es nicht notwen­
dig, auf das Vorliegen1 eines Mitverschuldens des Klägers ein­
zugehen.

Gegen dieses Urteil richtet sich der Kassationsantrag des 
Generalstaatsanwalts wegen Verletzung prozessualen und ma­
teriellen Rechts.

Der Antrag hatte Erfolg.
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